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Bezeichnung der Vorlage  

Sozialticket 
hier: Einführung im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) als Pilotprojekt für die Zeit vom 
01.11.2011 bis 31.12.2012 
 

Beschlussvorschriften  

 
Beschlussorgan 
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Beratungsfolge Sitzungstermin akt. 

Beratung 

  

Haupt- und Finanzausschuss 21.09.2011 
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Anlagen 

Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR über die Festsetzung der Tarife des 
Sozialtickets im Gemeinschaftstarif für den VRR als Höchsttarif 
 

Zusatzinformationen 

Finanzielle Auswirkungen J 
Beteiligungspflichtige Angelegenheit N 
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1. Vorbemerkung 
Mit Beschluss vom 25.06.2008 hat sich der Rat der Stadt Bochum mehrheitlich für die  Einführung 
eines Sozialtickets im Gebiet des VRR ausgesprochen. Die Mandatsträger in der 
Verbandsversammlung des VRR wurden beauftragt, einen Antrag zur Einführung eines VRR-
weiten Sozialtickets einzubringen. Ein lokales Sozialticket konnte aus finanziellen Gründen nicht 
eingeführt werden. 
 
2. Aktueller Beschluss im VRR zur Einführung des Sozialtickets 
Nach langen Diskussionen um etwaige Modalitäten und Randbedingungen haben die Gremien des 
Zweckverbandes VRR nunmehr am 19.07.2011 die Einführung des Sozialtickets im VRR unter 
folgenden Konditionen beschlossen: 
 
- Die Einführung erfolgt zunächst als Pilotprojekt befristet für die Zeit vom 01.11.2011 bis 

zum 31.12.2012. 
 
- Das Sozialticket wird als Monatsticket auf Basis Ticket 1000 zum Preis von 29,90 EUR 

angeboten. 
- Es wird mit den tariflichen Merkmalen ganztägige Nutzung und Preisstufe A (in einer Stadt 

bzw. 2-Waben-Tarif) ausgestattet.  
- Kostenfreie Mitnahme von max. 3 Kindern bis 14 Jahren nach 19:00 Uhr montags bis 

freitags sowie an Wochenenden und gesetzlichen Feiertagen ganztägig 
- Zusatzticket gemäß Regeltarif zur Geltungserweiterung auf andere Städte im VRR 
- Zum Erwerb des Sozialtickets berechtigt sind alle Personen gemäß der Förderrichtlinie des 

Landes NRW (Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des 
Sozialtickets im Öffentlichen Personennahverkehr NRW – Richtlinie Sozialticket 2011) – 
dies sind insbesondere die Bezieher von Leistungen nach  
- ALG II/SGB II 
- SGB XII 
- Bundesversorgungsgesetz 
- AsylbLG 
sowie Empfänger von Wohngeld und wirtschaftlicher Jugendhilfe. 

- Der Nachweis der Berechtigung erfolgt durch die JobCenter und städtischen Ämter 
(vornehmlich Sozialamt) der Gebietskörperschaften. 

 
- Das Land NRW unterstützt das Pilotprojekt im Jahr 2011 mit landesweit 15 Mio. EUR, 

wovon mindestens 7 Mio. EUR auf den VRR-Raum entfallen. 
- Im Jahr 2012 sind landesweit 30 Mio. EUR vorgesehen, wovon mindestens 15 Mio. EUR 

auf den VRR entfallen. 
- Diese Mittel können von den Verbünden NRWs je nach Verbreitung des Sozialtickets und 

der Anzahl der Anspruchsberechtigten angefordert werden. 
- Die Durchführung des Pilotprojektes steht unter dem Vorbehalt, dass das Land NRW die 

zugesagten Mittel für das Jahr 2011 entsprechend den „Richtlinien Sozialticket 2011“, 
Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr in 
vollem Umfang entweder noch im Haushaltsjahr 2011 auszahlt, wobei nicht verausgabte 
sowie zurückerhaltene Mittel bis zu 6 Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres für Zwecke 
des Sozialtickets verausgabt werden dürfen, oder diese Mittel in das Haushaltsjahr 2012 
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überträgt und auch im Jahr 2012 die zugesagten Fördermittel in entsprechender Höhe zur 
Verfügung stellt. 

- Hält sich das Land NRW nicht an die bisherigen finanziellen Zusagen, endet das 
Sozialticket sofort mit Bekanntwerden der ablehnenden Entscheidung. 

 
- Eine Überführung nach dem 31.12.2012 in das Regelsortiment erfolgt nicht automatisch, 

sondern muss auf Basis einer begleitend zum Pilotprojekt einzuleitenden Evaluierung im 
Herbst 2012 erneut beraten werden. Hierzu wird vor Einführung des Sozialtickets und 
während der Pilotphase eine Marktforschung - begleitet durch einen Gutachter - durch die 
VRR AöR durchgeführt. Ziel ist es dabei, das Nachfrageverhalten in der Zielgruppe vor und 
während der Testphase zu ermitteln. 

 
- Die Teilnahme der einzelnen ÖPNV-Aufgabenträger im VRR an dem Pilotprojekt ist 

freiwillig. 
- Der VRR bittet die ÖPNV-Aufgabenträger zum baldmöglichsten Zeitpunkt mitzuteilen, wenn 

sie an dem Pilotprojekt teilnehmen möchten. Dafür ist ein Ratsbeschluss erforderlich. 
- Für die vertriebliche Umsetzung ist ein zeitlicher Vorlauf von vier Wochen ab der Mitteilung 

der Ratsentscheidung erforderlich. Davon abhängig ist auch der Start des Pilotprojektes. 
 
3. Bestätigung des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr 

des Landes NRW 
 Das v. g. Ministerium hat mit Schreiben vom 28.07.2011 bestätigt, dass während der 

Pilotphase des VRR die bereit stehenden Gelder aller Voraussicht nach für die vom VRR 
erwartete Sozialticket-Nachfrage ausreichen und auf die Kommunen, insbesondere die 
Nothaushaltskommunen, keine Mehrkosten zukommen werden. Geringfügige 
Organisations- und Verwaltungskosten sollten einer finanzaufsichtlichen Mitzeichnung nicht 
entgegen stehen. 

 
 Das Verkehrsministerium bestätigt ferner, den Kreisen und kreisfreien Städten 15 Mio. EUR 

in 2011 und voraussichtlich 30 Mio. EUR in 2012 für das Sozialticket als freiwillige Leistung 
zur Verfügung zu stellen. Die Zuwendung des Landes ist als Beitrag zur Deckung der 
Ausgaben der Kommunen für die mit dem Sozialticket verbundenen Preissenkungen 
angelegt und darf nicht zur Deckung etwaiger Verwaltungskosten Verwendung finden. 

 
 Nach weiterer Aussage des Ministeriums werden erkennbar nicht alle Fördermittel nach 

dem bisher vorgesehen Verteilungsschlüssel abgerufen, da der Beratungsprozess in vielen 
Kommunen über die Einführung des Sozialtickets noch nicht abgeschlossen ist. In 2011 
und 2012 werden davon voraussichtlich die VRR-Kommunen profitieren, weil der VRR im 
Unterschied zu vielen anderen Kommunen und Verbünden die Einführung des Sozialtickets 
bereits beschlossen hat. 

 
 Eine eigene Risikoabschätzung ist bei der Entscheidung zur Einführung des Sozialtickets 

vor Ort unerlässlich. Dabei müssen mögliche Mindereinnahmen durch Abwanderung in die 
günstigeren Sozialticket-Preisstufen aber ebenso Synergien und Effekte durch Neukunden 
in die Überlegungen einbezogen werden. 

 



 
 
 

Stadt Bochum
Stadtamt TOP/akt. Beratung Beschlussvorlage der Verwaltung 

- Begründung - Seite  3  
 
Vorlage Nr.: 20111991 
 

66 21 (33 43)  

 
 
4. Finanzaufsichtliche Bewertung des Ministeriums für Inneres und Kommunales des 

Landes NRW 
Basierend auf den Zusagen im v. g. Schreibens des Verkehrsministeriums NRW hat das 
Landesinnenministerium NRW mit Schreiben vom 04.08.2011 an die Bezirksregierungen in 
NRW bestätigt, keine finanzaufsichtlichen Bedenken gegen eine Teilnahme von 
Nothaushaltskommunen an der Pilotphase zu haben. 
 
Dabei geht das Innenministerium allerdings davon aus, dass in den 
Nothaushaltskommunen keine zusätzlichen (Personal-)Aufwendungen für Organisation und 
Verwaltung entstehen.  
 
Die Höhe der Finanzmittel des Landes, die aus dem Jahr 2011 nach 2012 übertragen 
werden, hängt maßgeblich von der Anzahl der Aufgabenträger ab, die an dem Pilotprojekt 
teilnehmen. Das bedeutet, dass die übertragenen Finanzmittel des Landes NRW nur für die 
ab dem 01.11.2011 an dem Pilotprojekt teilnehmenden Aufgabenträger verwendet werden 
können. 
 

5. Mögliche Auswirkungen im VRR und für die Stadt Bochum 
Verbundweit wird die Zahl der Anspruchsberechtigten mit knapp 1,2 Mio. EUR Personen 
kalkuliert. Anhand diverser Marktforschungsergebnisse und auf Grundlage von gemeinsam 
mit den Verkehrsunternehmen erstellten Modellrechnungen wurden folgende Annahmen 
getroffen: 
- 14 bzw. 15 % der Berechtigten beantragen das Sozialticket,   
- davon werden 6,4 % Neukunden erwartet (Rest Umsteiger von einem regulären 

Monatsticket auf das vergünstigte Sozialticket). 
- Das Restdefizit liegt - unter Berücksichtigung der v. g. Landesmittel - VRR-weit bei 

einer Größenordnung zwischen 10 und 11 Mio. EUR/Jahr und muss durch die 
teilnehmenden Kommunen ausgeglichen werden. 

 
- Für Bochum wurde die Zahl der Anspruchsberechtigten mit ca. 50.000 Personen 

ermittelt. 
- Der unter den v. g. Annahmen auf Bochum entfallende zusätzliche 

Finanzierungsbedarf, der ggf. aus dem städtischen Haushalt auszugleichen wäre, 
könnte - ohne eine Übertragung der Landessmittel von 2011 nach 2012 - ca. 
400.000 bis 500.000 EUR/Jahr betragen. 

- Dieser Betrag reduziert sich deutlich, bzw. kann sogar kostenneutral werden, wenn 
das Land NRW die in 2011 nicht verausgabten Mittel nach 2012 überträgt. 

- Eine abschließende Aussage über die auskömmliche Bereitstellung von 
Finanzmitteln seitens des Landes NRW zur Deckung der Mehrkosten lässt sich zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht treffen. 

 
6. Organisatorischer und personeller Aufwand für die Stadt Bochum 

Nach ersten Ermittlungen wird ein zusätzlicher organisatorischer und personeller Aufwand 
in der Sozialverwaltung und im Jobcenter angenommen. Es fehlen derzeit jedoch noch 
exakte Angaben zu den tatsächlichen Erfordernissen bei der Ausstellung der 
Berechtigungskarten. Unter den bisher bekannten Vorgaben werden für die Bearbeitung 
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eines Falles ca. 10 Minuten kalkuliert. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Ausstellung 
der Berechtigungskarte sich jeweils am Bewilligungszeitraum der Leistung orientiert. So 
variieren die Bewilligungszeiträume zwischen einmal jährlich (4. Kap. SGB XII, WoGG), 
zweimal jährlich (SGB II), viermal jährlich (AsylbLG) und zwölfmal jährlich (3. Kap. SGB 
XII). 
 
Davon ausgehend, dass in Bochum ca. 20 % der anspruchsberechtigten Personen von 
dem Angebot des Sozialtickets Gebrauch machen und der Personalbedarf mit angestellten 
Personen des mittleren Dienstes mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 39,0 Stunden zu 
decken ist, ergibt sich ein rechnerischer Personalbedarf von 2,28 Stellen. Dieser 
Mehrbedarf verteilt sich auf eine größere Anzahl von Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern in den unterschiedlichen Aufgabenbereichen des Sozialamts bzw. des 
Jobcenters. Für  die Pilotphase soll versucht werden, das wiederholte Ausstellen einer 
Berechtigungskarte nach Weiterbewilligung der Leistung mit dem vorhandenen Personal 
aufzufangen.  
 
 Möglicherweise ist eine Personalverstärkung zeitlich befristet bei Beginn der 
Erprobungsphase notwendig, wenn zeitgleich und unabhängig vom Bewilligungszeitraum 
einer Leistung mit einer Vielzahl an Anträgen zu rechnen ist. 
 
Zum Ablauf der Pilotphase sind mögliche Auswirkungen beim organisatorischen und 
personellen Aufwand in die abschließende Beurteilung einzubeziehen.   

 
7. Bewertung für die Stadt Bochum 

 Unter folgenden Annahmen und Zusagen des Landes NRW verringert sich das finanzielle 
Restrisiko während der Pilotphase deutlich, bzw. es besteht Aussicht auf Kostenneutralität 
für den städtischen Haushalt: 
 
- Das Land NRW überträgt die in 2011 landesweit nicht verausgabten Mittel nach 

2012 und stellt auch in 2012 die Mittel in der zugesagten Höhe zur Verfügung. Die 
dafür erforderlichen Landesbeschlüsse liegen derzeit noch nicht vor. 

- Die Höhe der zu übertragenen Landesmittel hängt maßgeblich von der Anzahl der 
teilnehmenden Kommunen ab, die derzeit nicht näher prognostiziert werden kann. 
Es ist aber davon auszugehen, dass während der Pilotphase die VRR-Kommunen 
von den insgesamt zur Verfügung gestellten Landesmitteln profitieren, da im VRR 
der erforderliche Beschluss zur Einführung des Sozialtickets – im Gegensatz zu 
anderen Kommunen und Verbünden – bereits gefasst wurde.  

- Die Teilnahme der Stadt Bochum erfolgt zum Projektstart am 01.11.2011, um von 
der Übertragung der Landesmittel profitieren zu können. 

- Die getroffenen Annahmen zur Nutzungshäufigkeit sowie zu möglichen 
Wanderungsverlusten und den daraus resultierenden Effekten treffen in der 
angenommenen Größenordnung zu. Sie stellen sich nicht schlechter als erwartet 
dar, bzw. entwickeln sich evtl. sogar positiver. 

- Der organisatorische und personelle Aufwand, der durch die Ausstellung der 
Berechtigungsausweise im Jobcenter und in der Sozialverwaltung entsteht, führt 
nicht zu finanzaufsichtlichen Bedenken. 
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8. Weiteres Verfahren 

In der Allgemeinen Vorschrift bzw. im Beschluss des Verwaltungsrates der VRR AöR vom 
19.07.2011 ist u. a. geregelt, dass nach einer von einem Wirtschaftsprüfer begleiteten 
Evaluierungsphase im September Sitzungsblock 2012 über die Weiterführung des 
Sozialtickets erneut beschlossen werden muss. Sollte die Evaluierung zu einem für die auf 
dem Gebiet der Stadt Bochum fahrenden Verkehrsunternehmen negativen Ergebnis 
führen, d.h. den Verkehrsunternehmen entstehen nachweislich Mindereinnahmen und 
sonstige negative Effekte aus der Einführung des Sozialtickets, besteht für die Stadt 
Bochum nach Abzug der Landesleistung und unter Berücksichtigung aller entstandenen 
Positiveffekte eine Verpflichtung auf vollständigen Ausgleich des verbliebenen Defizits 
gegenüber diesen Verkehrsunternehmen. Die Abwicklung möglicher Zahlungsansprüche 
erfolgt über die VRR AöR. 

 
Zur Einhaltung der europarechtlichen Vorgaben nach der EU VO 1370/07 hat der 
Verwaltungsrat der VRR AöR in der o. g. Sitzung die „Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein 
– Ruhr AöR über die Festsetzung der Tarife des Sozialtickets im Gemeinschaftstarif für den 
Verkehrsverbund Rhein – Ruhr (VRR) als Höchsttarif“ als Allgemeine Vorschrift für den 
Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen beschlossen – vgl. Anlage. Diese wird 
vom Rat der Stadt Bochum zur Kenntnis genommen. 
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Bezeichnung der Vorlage 

Sozialticket 
hier: Einführung im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) als Pilotprojekt für die Zeit vom 
01.11.2011 bis 31.12.2012 

 

 
Der Rat der Stadt Bochum stimmt der Teilnahme am VRR-Sozialticket für die Pilotphase vom 
01.11.2011 bis einschließlich 31.12.2012 zu. 
 
Der Rat der Stadt Bochum nimmt die „Richtlinie der Verkehrsverbund Rhein – Ruhr AöR über die 
Festsetzung der Tarife des Sozialtickets im Gemeinschaftstarif für den Verkehrsverbund Rhein – 
Ruhr (VRR) als Höchsttarif“ zur Kenntnis. 
 
Gemäß Ziffer 3 der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des 
Sozialtickets im Öffentlichen Personennahverkehr Nordrhein-Westfalen (Richtlinien Sozialticket 
2011) wird die Abwicklung der Finanzierung des Sozialtickets über den Zweckverband VRR / die 
VRR AöR bestätigt. 
 
 
























